Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3851 


07 . 07 . 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Klein 
(Stolberg), Dr. Fuchs, Dr. Schäuble, Dr.-Ing. Oldenstadt, Hauser (Krefeld), 
Dr. Hornhues, Hussing, Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Referentenentwurf der Bundesregierung zu einem Bundesgesetz zum Schutz 
der Teilnehmer am Fernunterricht (FernUSG) 


Der von der Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bundestag 
eingebrachte Antrag betr. Fernschulgesetz - Drucksache 7/1337 
vom 4. Dezember 1973 - und der damals von der Opposition 
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Aufsicht 
über das Fernlehrwesen (Fernschulgesetz - FSG) und die am 
15. Januar 1975 vom Europäischen Parlament verabschiedete 
Entschließung zu einer Gemeinschaftsregelung für das Fernlehr- 
wesen - Drucksache 7/3346 vom 12. März 1975 - haben die 
Bundesregierung veranlaßt, jetzt ihrerseits mit einem Referen- 
tenentwurf zu einem Bundesgesetz zum Schutz der Teilnehmer 
am Fernunterricht (FernUSG) tätig zu werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat immer erklärt, daß die notwen- 
dige Lösung der in diesem Bereich seit langem einer staatlichen 
und ordnungspolitischen Regelung bedürfenden Probleme Vor- 
rang haben müsse vor der Frage, wer schließlich diese Rege- 
lung herbeigeführt hat. 

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßt daher ausdrücklich die Tat- 
sache, daß nun auch die Bundesregierung - wenn auch mit 
erheblicher Verspätung - den ersten Versuch unternimmt, die- 
sen in Zukunft noch weiter an Bedeutung gewinnenden Bereich 
staatlich zu ordnen. 

Gleichzeitig äußert die Fraktion der CDU/CSU jedoch auch ihr 
Bedauern darüber, daß der vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft vorgelegte Referentenentwurf in dieser Form 
weder den Forderungen der Entschließung des Europäischen 
Parlaments genügt noch den Stellenwert des Fernunterrichts als 
wichtige Säule in unserem gesamten Bildungsangebot aus- 
reichend deutlich macht, obwohl die Fraktion der CDU/CSU 
immer wieder auf die Bedeutung dieses Angebots hingewiesen 
hat, insbesondere in ihrem Antrag betr. Fernschulgesetz. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Welche Gespräche und Anhörungen zum Referentenent- 
wurf hat es von Seiten des Bundesministeriums für Bildung 
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und Wissenschaft bisher mit den Vertretern der Länder, 
der staatlichen Stellen, der Zentralstelle für Fernunterricht 
der Länder (ZFU) und des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dungsforschung (BBF), der betroffenen Fernlehrinstitute 
und der Verbände gegeben? 

Mit welchen Ergebnissen sind diese Gespräche geführt 
worden? Sind weitere Anhörungen beabsichtigt, wann und 
mit wem? 

2. Wie ist es zu erklären, daß zunächst drei durchaus unter- 
schiedliche Referentenentwürfe unter den an diesem Gesetz 
Beteiligten und von dem Gesetz Betroffenen in Umlauf 
waren? 

3. Ist die Bundesregierung in der Lage, zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt konkrete Termine zu nennen, wann nach ihren 
Vorstellungen der Gesetzentwurf im Kabinett beschlossen 
und im Bundesrat und im Deutschen Bundestag eingebracht 
werden soll und wann nach ihren Plänen mit der Verab- 
schiedung und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gerechnet 
werden kann? 

4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es sich bei 
dem von ihr vorgelegten Referentenentwurf in dieser 
Form um ein zustimmungsbedürftiges Gesetz handelt, und 
wie beurteilen die Länder unter diesem Aspekt den Ent- 
wurf? 

5. Die Bundesregierung stützt sich in der Begründung zu dem 
Referentenentwurf beinahe ausschließlich auf die Zustän- 
digkeit des Bundes für die Gesetzgebung auf dem Gebiet 
des Bürgerlichen Rechts (Artikel 74 Nr. 1 des Grundgeset- 
zes) und des Rechts der Wirtschaft (Artikel 74 Nr. 11 des 
Grundgesetzes). Kann es unter diesen Voraussetzungen 
überhaupt als sicher gelten, daß die Federführung für die- 
ses Gesetz beim Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft bleibt, oder muß damit gerechnet werden, daß zu 
Beginn oder im Verlauf der parlamentarischen Beratungen 
das Bundesministerium für Wirtschaft auf Grund des vor 
allem vertragsrechtlichen und insbesondere gewerberecht- 
lichen Inhalts die Kompetenz für diesen Gesetzentwurf 
erhält? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorwurf, daß die in 
§ 10 des vorliegenden Referentenentwurfs geforderte Ein- 
führung einer Erlaubnispflicht für den Betrieb eines Fern- 
lehrinstituts als Eingriff in die Gewerbefreiheit gewertet 
wird und auf verfassungsrechtliche Bedenken stößt? 

7. Ist inzwischen die bisher zwischen den verschiedenen Res- 
sorts noch ungeklärte Frage endgültig entschieden worden, 
ob an dieser Erlaubnispflicht festgehalten werden soll? 
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8. Warum ist im Referentenentwurf der Bundesregierung 
nicht das Vertreterverbot vorgesehen, obwohl das gerade 
eine jener Forderungen ist, die zu den immer wieder und 
besonders vordringlich genannten gehört und nicht nur im 
Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Aufsicht über das 
Fernlehrwesen (Fernschulgesetz - FSG) der Fraktion der 
CDU/CSU gefordert wird, sondern in gleicher Weise auch 
von der Fraktion der SPD bei der Einbringung des CDU/ 
CSU-Antrags betr. Fernschulgesetz in der 77. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 25. Januar 1974 eindringlich 
vertreten wurde? 

9. Wie gedenkt die Bundesregierung, den in weiten Teilen 
des vorliegenden Referentenentwurfs deutlich sichtbar wer- 
denden Hang zum administrativen Perfektionismus, der 
z. B. bei der Urkunde zum Fernunterrichtsvertrag und beim 
Versand von Lehrmaterial zu viel zu komplizierten und 
umständlichen, z. T. geradezu monströsen Verträgen und 
einem unnötigen Verwaltungsaufwand der staatlichen Stel- 
len und überflüssigen Kostenbelastungen der Fernlehr- 
institute führen muß und deshalb geeignet ist, das Miß- 
trauen Bildungswilliger gegen dieses Bildungsangebot nur 
noch zu bestätigen und zu verfestigen, auf ein vertretbares 
Maß zu verringern? 

10. Ist daran gedacht, die Zulassungspflicht für alle Vorberei- 
tungslehrgänge auf staatliche oder öffentlich-rechtliche Prü- 
fungen auch auf Fernlehrgänge, die Teile von Ausbildungs- 
gängen nach dem neuen Berufsbildungsgesetz sind, aus- 
zudehnen? 

11. Treffen Informationen zu, wonach der vom Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie, vom Bundesministe- 
rium für das Post- und Fernmeldewesen, dem Land Hessen 
und dem Hessischen Rundfunk initiierte erste Demonstra- 
tionsversuch von lokalem „Zwei- Weg-Kabelfernsehen" in 
Kassel in einer späteren Phase des Experiments u. a. auch 
die Möglichkeit bieten soll, Fernunterricht nach eigener 
Wahl abzurufen? 

12. Teilt die Bundesregierung Befürchtungen der Fraktion der 
CDU/CSU, daß sich in diesem Zusammenhang durch ein 
öffentlich-rechtliches Fernunterrichtsmonopol die Gefähr- 
dung der Pluralität auch der Träger in diesem Bereich er- 
geben könnte? 

13. Ist die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit privater Ein- 
richtungen gegenüber staatlichen im vorliegenden Refe- 
rentenentwurf ausreichend gesichert? 

14. Warum fehlen im vorliegenden Referentenentwurf die 
wichtigen und unerläßlichen grundsätzlichen Aussagen 
zur Arbeit der zulassenden staatlichen Stellen? 
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Wie und durch welche Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung die Transparenz der in diesem Zusammen- 
hang wichtigen Gutachtertätigkeit zu gewährleisten? 

15. Glaubt die Bundesregierung, daß der vorliegende Referen- 
tenentwurf in dieser Form der am 15. Januar 1975 vom 
Europäischen Parlament verabschiedeten „Entschließung zu 
einer Gemeinschaftsregelung für das Fernlehrwesen" und 
der auf Grund dieser Entschließung von der EG-Kommis- 
sion zu erarbeitenden und spätestens zu Beginn des Jahres 
1976 vorzulegenden Richtlinie auch nur annähernd ent- 
spricht? 

16. Welche konkreten Pläne der Bundesregierung gibt es für 
ergänzende Maßnahmen des Staates zur Förderung des 
Fernunterrichts über dieses Bundesgesetz hinaus? 


Bonn, den 7. Juli 1975 


Frau Dr. Walz 

Pfeifer 

Dr. Gölter 

Frau Benedix 

Dr. Klein (Stolberg) 

Dr. Fuchs 
Dr. Schäuble 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Hauser (Krefeld) 

Dr. Hornhues 
Hussing 

Schmidt (Wuppertal) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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